
ANWALTSPRAXIS / PRATIQUE DU BARREAU

137ANWALTS REVUE DE L’AVOCAT 3/2026

EINGABEN AM LETZTEN TAG: DREI 
HEIKLE FÄLLE AUS DER GERICHTSPRAXIS

GEORGES CHANSON 

lic.iur. Rechtsanwalt, Fachanwalt SAV Arbeitsrecht, Zürich1

Stichworte: Postabholvertrag, Prepaid-Einschreiben im Briefkasten, rechtzeitige Signatur, Beweisfragen

Dieser Beitrag behandelt im Teil I drei Fristenfallen bei Eingaben am letzten Tag: eine Fristwahrung 
beim Abholdienst der Post2, der gleichzeitig näher beschrieben wird, einen Einwurf eines Prepaid-
Einschreibens in einen Briefkasten3 und eine wegen der Signierung verspätete elektronische Ein
gabe. Am Schluss (Teil II) sind Tipps für die anwaltliche Praxis zu finden.

I. Heikle Fristwahrungen am letzten Tag
1. Verwendung des Postabholdiensts

der Schweizerischen Post
A) Beschreibung des Diensts
Im Rahmen ihrer Angebote für Geschäftskunden bietet die
Schweizerische Post bereits für KMU die regelmässige Ab-
holung von Briefpost an4. Voraussetzungen sind eine Rech-
nungsbeziehung mit der Post und bei regelmässiger Abho-
lung überdies eine separate Vereinbarung. Abzuholende
Briefe müssen frankiert sein oder mit einem Aufgabever-
zeichnis übergeben werden. Sendungsnummern werden
bei der Abholung normalerweise nicht gescannt. Der auf
der Website nicht ersichtliche Preis richtet sich nach dem
Volumen gemäss Vereinbarung. Als zusätzliche kosten-
pflichtige Dienstleistung5 wird ein Scanning optional für bis
zu 30 Sendungen je Abholung angeboten.

Es ist zu vermuten, dass sich dieser Abholdienst primär 
für grosse Organisationen mit einem grossen Postvolumen 
eignet, insbesondere bei Massensendungen mit vielen Emp-
fängern, wie man sie sich bei Sammelklagen oder im Voll-
streckungsrecht vorstellen kann. Wie häufig dieser Service 
von Anwaltskanzleien benutzt wird, liess sich nicht eruieren. 

1	 www.arbeitsrechtler.ch. Der Autor hat in der Anwaltsrevue schon 
mehrfach zu «handwerklichen» Themen und insbesondere zu 
Fristen und deren Einhaltung publiziert (siehe Anwaltsrevue 2024, 
S. 165, 288, 397 und 467, unter dem Kurzlink https://arbrch.ch/
AwR24_Fristen in einer Sammeldatei abrufbar, sowie letztmals in 
der Anwaltsrevue 2026, S. 40–45, wo es um verpasste Fristen im 
Zusammenhang mit ePost Scanning Service der Schweizerischen 
Post ging).

2 BGer 6B_1360/2023/6B_1361/2023 vom 18. 9. 2025.
3 Beschluss OG Zürich, II. ZK, vom 25. 7. 2025 (NP250004-O), als 

ZR124/2025 Nr. 67 publiziert.
4 Vgl. dazu auf der Website der Post: www.post.ch/de/geschaefts 

loesungen/kmu/postsendungen-abholen.
5 Für CHF 5.00 bis zu 10 Sendungen plus CHF 10.00 für maximal 

weitere 20 Sendungen, je ohne MWST.

Rückfragen des Autors in einem grösseren Kreis blieben bis 
auf eine Rückmeldung aus einer grösseren Kanzlei ohne 
Echo. Diese Rückmeldung ging dahin, dass die abzuholende 
Post auch schon einmal im Treppenhaus liegen geblieben 
und dass es sehr fraglich sei, ob die mit der Postaufgabe be-
trauten internen Mitarbeitenden mit Sicherheit bezeugen 
könnten, wann genau ein bestimmtes Schreiben von der Post 
abgeholt worden sei. Auch deshalb gelte die feste Regel, 
dass fristgebundene Eingaben nie in den letzten Tagen einer 
Frist dem Abholdienst übergeben werden dürften. Überdies 
würden sämtliche Eingaben mit der Sendungsverfolgung der 
Post nachverfolgt. Schliesslich gäbe es laut dieser Auskunft 
in der Kanzlei Anwältinnen/Anwälte, deren (physische) frist-
gebundene Eingaben nur am Postschalter aufgegeben wer-
den, d. h., nicht abgeholt werden dürften.

Laut einer Mitteilung der Post an den Schweizerischen 
Anwaltsverband vom 6. 1. 2026 ist geplant, im Rahmen 
eines zweimonatigen Versuchs bei der Abholung von in-
ländischen Einschreibebriefen und A-Post Plus-Sendun-
gen auf Barcodelisten, Lieferscheine Data Transfer oder 
die gelben Büchlein zu verzichten, womit die Sendungen, 
sofern sie nicht ausnahmsweise manuell sortiert werden, 
erstmals direkt in der Sortieranlage erfasst werden. Den-
noch solle es gemäss diesem Schreiben «grösstenteils 
möglich sein, durch Nachforschungen den korrekten Auf-
gabetag zu eruieren». Diesen Optimismus teilt der Autor 
nicht. Gefragt ist eine hundertprozentige Sicherheit, wenn 
die Wahrung einer Frist nachzuweisen wäre.

B) Zitterpartie für die Oberstaatsanwaltschaft
Vor dem Problem, den korrekten Ausgabetag nachzuweisen, 
stand laut einem zur Publikation in der Amtlichen Sammlung 
bestimmten Entscheid6 die Zürcher Oberstaatsanwaltschaft: 

6 BGer 6B_1360/2023/6B_1361/2023 vom 18. 9. 2025.
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Gerade noch gereicht hat es für zwei Beschwerden in Straf-
sachen der Zürcher Oberstaatsanwaltschaft, wo die Be-
schwerdefrist am 11. 12. 2024 ablief. Die Behörde war in einen 
Abholvertrag eingebunden, den die Zürcher Kantonspolizei 
mit der Schweizerischen Post vereinbart hatte. Die beiden 
Beschwerden wurden im System der Post erstmals am 12. De-
zember etwas nach 7 Uhr, d. h. am Tag nach Fristablauf, er-
fasst. Die Oberstaatsanwaltschaft machte geltend, dass die 
beiden Sendungen am Vortag ca. um 14.45 Uhr im internen 
Postbüro des Polizei- und Justizzentrums abgegeben wur-
den, also rechtzeitig vor dem mit der Post vereinbarten Ab-
holzeitpunkt, der zwischen 15.15 Uhr und 16.00 Uhr festge-
legt war. Sowohl die Schweizerische Post als auch das interne 
PJZ-Postbüro bestätigten eine Abholung der beiden (Paket-)
Sendungen am 11. Dezember7. Das Bundesgericht billigte der 
Behörde zu8, mit diesen beiden Belegen den Nachweis der 
Rechtzeitigkeit der Eingabe erbracht zu haben. Damit sei die 
Vermutung, die sich aus der erstmaligen Erfassung im Sys-
tem am anderen Tag und dem dann angebrachten Poststem-
pel ergab, widerlegt.

C)	 Grundlagen zur Postaufgabe
Vorab hielt das Bundesgericht in diesem Entscheid vom 
letzten Herbst in grundsätzlicher Weise fest9, dass die 
rechtsuchende Person die Beweislast für die Rechtzeitig-
keit einer Eingabe trage, die mit Gewissheit feststehen und 
nicht bloss überwiegend wahrscheinlich sein müsse. Ein 
solcher Nachweis könne sich aus dem Poststempel, dem 
Einschreibebeleg, der Empfangsbestätigung am Postschal-
ter, der vom My Post 24-Automaten ausgedruckten Quit-
tung oder jedem anderen tauglichen Beweismittel wie dem 
Zeugnis von einer oder mehreren Personen (wobei die 
Namen und die Adressen auf den Umschlag mit der Eingabe 
geschrieben werden) oder sogar einer audiovisuellen Se-
quenz, die das Einwerfen des Briefes in den Briefkasten 
zeigt, ergeben. Hingegen vermöge das von einer privaten 
Frankiermaschine angegebene Datum (oder der Barcode 
mit Abgabebeleg) die Übergabe an die Post nicht zu bewei-
sen. Dabei werde vermutet, dass das Datum des Poststem-
pels mit demjenigen der Übergabe an die Post übereinstim-
me. Wer behaupte, er habe einen Brief schon am Vortag 
seiner Abstempelung in einen Postbriefkasten eingewor-
fen, habe das Recht, die sich aus dem Poststempel erge-
bende Vermutung verspäteter Postaufgabe mit allen taug-
lichen Beweismitteln zu widerlegen10. Die Rechtsprechung 
gehe hier von zwei Fällen aus11: «Entweder muss sich die 
rechtsuchende Person des Risikos bewusst sein, dass der 
Poststempel (oder die Registrierung durch die Post) nicht 
am Tag der Übergabe der Sendung angebracht bzw. vorge-
nommen wird. Dies ist der Fall, wenn sie eine Unsicherheit 
über die Fristwahrung schafft, beispielsweise dann, wenn 

7	 E. 2.2 im Entscheid (zit. Fn. 6).
8	 E. 3.7 im Entscheid (zit. Fn. 6).
9	 E. 3.2.2 im Entscheid (zit. Fn. 6), mit verschiedenen Verweisen.
10	 So E. 3.2.3 im Entscheid (zit. Fn. 6).
11	 Zitat aus E. 3.2.4 im Entscheid (zit. Fn. 6).

sie die Sendung nach Schalterschluss in einen Briefkasten 
einwirft, der erst am nächsten Tag geleert wird. Oder die 
rechtsuchende Person kann berechtigterweise davon aus-
gehen, dass der Poststempel oder die Registrierung der 
Post das Datum der tatsächlichen Übergabe der Sendung 
angeben wird.» Letzteres sei der Fall bei der Abgabe am 
Postschalter während der Öffnungszeiten oder bei der Auf-
gabe an einem funktionierenden My Post 24-Automaten12, 
der dem Absender eine Quittung ausstellt. Hier könne der 
Absender davon ausgehen, dass die Sendung noch am sel-
ben Tag abgestempelt bzw. registriert und das Datum klar 
und genau angegeben werde. Nur wenn es eine Unsicher-
heit über die Fristwahrung gebe, sei die rechtsuchende Per-
son verpflichtet, vor Ablauf der Frist unaufgefordert den 
Zeitpunkt zu behaupten, in dem sie die Eingabe der Post 
übergeben hat, und die tauglichen Beweismittel anzubieten, 
andernfalls sie zum späteren Nachweis der Einhaltung der 
Frist nicht zugelassen werde. Andernfalls müssten weder 
spontan der Zeitpunkt der Übergabe behauptet noch Be-
weise angeboten werden.

D)	 Anwendung auf den Postabholdienst
Laut Bundesgericht13 ist grundsätzlich auch die Übergabe 
mittels Abholvertrag, bei der die Post die Sendungen in 
den Räumlichkeiten des Absenders abholt, der Aufgabe 
am Postschalter bzw. am My-Post-24-Automaten und dem 
Einwurf in einen Briefkasten gleichgestellt. Eine andere 
Frage sei, ob die gewählte Art der Postübergabe eine Be-
stätigung über das Datum der tatsächlichen Übergabe der 
Sendung an die Post liefert oder nicht. Letztere Fragestel-
lung bei Abholungsverträgen der Post ist nicht neu. Im 
Jahr 2016 ist es der Unia Arbeitslosenkasse gemäss 
BGE 142 V 389 nicht gelungen, die behauptete Abholung 
am letzten Tag der Frist zu beweisen, und es wurde auf die 
Beschwerde nicht eingetreten. Mit BGer 4A_95/202314 
hiess das Bundesgericht dagegen die Beschwerde eines 
Anwalts gut, der eine Berufung an das Kantonsgericht VD 
von der Post abholen liess und diesen Umstand u. a. mit in-
ternen E-Mails beweisen konnte. Diese Rechtsprechung 
und der vorliegende Fall liessen die I. strafrechtliche Abtei-
lung15 ein Koordinationsverfahren mit den anderen Abtei-
lungen gemäss Art. 23 BGG16 mit folgender – danach von 
allen Abteilungen verneinter  – Fragestellung einleiten: 
«Schafft eine rechtsuchende Person, die eine fristgebun-
dene Sendung im Rahmen eines Abholvertrags, der keine 
unmittelbare postalische Erfassung von Sendungen ge-
währleistet, der Post übergibt, eine verfahrensmässige 
Unsicherheit über die Fristwahrung, die sie verpflichtet, 
unaufgefordert und vor Ablauf der zu wahrenden Frist Be-
weismittel für die Rechtzeitigkeit der Postaufgabe anzu-
bieten?» Die Situation bei einer solchen Abholung sei nicht 

12	 Dazu ausführlich, CHANSON, Mögliche Fristenfallen bei A-Post 
Plus + My Post 24, in: Anwaltsrevue 2024, S. 467 ff., dort Teil III .

13	 E. 3.2.1 im Entscheid (zit. Fn. 6).
14	 Vom 12. 12. 2023 (fr).
15	 Gemäss E. 3.5 im Entscheid (zit. Fn. 6).
16	 Randtitel: Praxisänderung und Präjudiz.
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die gleiche wie bei einem Briefkasteneinwurf nach Schal-
terschluss, selbst wenn der Kurier, der die Post abholt, kein 
Scanning vornimmt bzw. keinen Beleg ausstellt. Und wei-
ter: «Einem Absender, der die Sendung während den Öff-
nungszeiten der Post einem Kurier übergibt, kann nicht un-
terstellt werden, dass er gegen den Grundsatz von Treu 
und Glauben verstösst und ihm daher das Recht genom-
men werden, mit anderen tauglichen Beweismitteln zu be-
weisen, dass er die fragliche Sendung tatsächlich zur be-
haupteten Zeit und am behaupteten Datum an den Kurier 
übergeben hat.»17 Habe das Gericht Zweifel an der Einhal-
tung der Frist, müsse es dem Absender das rechtliche 
Gehör gewähren und ihm die Gelegenheit geben, Behaup-
tungen und Beweisangebote zur Einhaltung der Frist vor-
zubringen18.

E) Würdigung des Entscheids BGer 6B_1360/2023/6B_ 
1361/2023

Die gleich vorstehend wiedergegebenen Folgerungen sind 
aus anwaltlicher Sicht zwar erfreulich, aber beheben das 
Beweisproblem nicht, zumal offen ist, was dafür als Beweis-
mittel genügt, was einzelfallabhängig entschieden werden 
dürfte. Eigene Aufzeichnungen des Absenders – jedenfalls 
wenn dieser keine Behörde ist –, auch dessen Aufgabever-
zeichnisse19 dürften kaum reichen20. Nötig wäre wohl eine 
genügend spezifizierte Abholbestätigung seitens der Post21 
oder eben ein rechtzeitiger sendungsbezogener Eintrag im 
Sendungsverfolgungssystem22. Das zeigt, dass Abholungen 
durch die Post bei fristkritischen Eingaben, jedenfalls am 
Tag, an dem die Frist abläuft, nicht zu empfehlen sind.

2. Einwurf einer «Einschreiben Prepaid»-Sendung
in einen Briefkasten

A) Einschreiben Prepaid
«Einschreiben Prepaid»-Formulare sind am Postschalter
oder im Postshop23 erhältlich und kosten mit CHF 5.80 pro
Versand einen Franken weniger als eine gewöhnliche Ein-
schreiben-Sendung. Es sind Klebeetiketten je mit einer
Sendungsnummer und Barcode, mit denen Inlandsbriefe
am Schalter oder an My-Post-24-Automaten24 abgegeben
werden können, wobei die Zustelladresse nicht erfasst
wird und die Quittung nur die Sendungsnummer nennt.
Werden sie in einen Briefkasten eingeworfen, so erfolgt

17	 E. 3.5 a. E. im Entscheid (zit. Fn. 6).
18	 E. 3.6 im Entscheid (zit. Fn. 6).
19	 Dazu www.post.ch/de/kundencenter/onlinedienste/vgk/

aufgabeverzeichnis-briefe/info.
20	 So wie es zum Beweis des Einwurfs in einen Briefkasten unabhän-

gige Zeugen braucht. Dazu nachstehend im Teil II .5, bei Fn. 40.
21	 Wie sie beim derzeitigen Ablauf und insbesondere während der 

laufenden Versuchsphase (dazu Teil I .1.A) a. E.) nicht vorgesehen 
ist.

22	 Wo die erste Sendungserfassung jedenfalls in der Versuchsphase 
erst auf der Sortieranlage im Briefzentrum erfolgt.

23	 Siehe https://shop.post.ch/de/verpacken-versenden/briefversand/ 
einschreiben-prepaid/einschreiben-prepaid/p/755604, wo unten 
auf der Seite «Informationen zum Produkt» aufgeklappt werden 
können.

24	 Vgl. dazu auch den Beitrag des Autors, zitiert in Fn. 12 vorstehend.

die Registrierung dieser Nummer erst bei der Verarbei-
tung im Briefzentrum.

B) Rechtzeitiger Einwurf in den Briefkasten unbewiesen
Der Zürcher Obergerichtsentscheid mit der Prozessnum-
mer NP250004-O25 handelt von einem Anwalt, der seine
Berufsschrift mit «Einschreiben Prepaid» in einen Brief-
kasten geworfen haben will, ohne diesen Einwurf gleich-
zeitig zu beweisen bzw. den Beweis zu offerieren. Die
Frage der Rechtzeitigkeit dieser Berufung wurde erst zum
Thema, nachdem die Partei den ihr auferlegten Kostenvor-
schuss geleistet hatte. Ihr wurde später das rechtliche
Gehör zur Frage der Rechtzeitigkeit der Berufung ge-
währt. In seiner Stellungnahme dazu machte ihr Anwalt
geltend, die Sendung am So., 9. 2. 2025, um etwa 17 Uhr in
einen Briefkasten am Bahnhof E. eingeworfen zu haben,
wobei die Frist am darauffolgenden Montag ablief, zu wel-
cher der Briefkasten ordentlicherweise hätte geleert wer-
den sollen. Im System der Post wurde der Brief allerdings
erstmals am Di., 11. 2. 2025, um 21.18 Uhr als für die Zustel-
lung sortiert erfasst und dem Gericht anderntags zuge-
stellt. Mit seiner Stellungnahme machte der Anwalt gel-
tend, gemäss seiner Leistungserfassung sei die Berufung
am Fr., 7. Februar, abgeschlossen worden, und reichte eine 
Bestätigung seiner Mitarbeiterin ein, wonach sie «auf An-
frage von Herrn RA X.» bestätigte, beim Einwurf des Briefs 
an jenem Sonntag dabei gewesen zu sein. Diese Beweise
genügten angesichts einer wahrscheinlichen Leerung des
Briefkastens am Montag und der postalischen Erfassung
der Sendung erst am Abend des Folgetags nicht.

Das Obergericht hielt fest, dass eingeschriebene Sen-
dungen und damit auch «Einschreiben Prepaid» von der 
Post nicht gestempelt würden, weshalb «Einschreiben 
Prepaid»-Sendungen für die Ausstellung einer Aufgabe-
bestätigung am Postschalter abzugeben wären. Entspre-
chend lautet die Regeste in der ZR-Publikation dieses Ent-
scheids: «Wer sich der Versandart ‹Einschreiben prepaid› 
bedient, sollte die Sendung zwecks Erhalt einer Aufgabe-
bestätigung wie andere Einschreiben am Postschalter ab-
geben. Wer mangels Postaufgabe am Schalter über keine 
Aufgabebestätigung verfügt, hat die Rechtzeitigkeit der 
Aufgabe gleich wie bei jedem Einwurf einer Sendung in 
den Briefkasten zu beweisen.»

C) Würdigung des Zürcher Obergerichtsentscheids 
NP250004-O

Der Vorschlag des Gerichts, die Sendung am Schalter auf-
zugeben, hilft wenig, wenn dieser wie an jenem Febru-
ar-Sonntag geschlossen ist. Im Ergebnis ist dieser Ent-
scheid allerdings richtig, weil es keinen Grund gibt, den 
Einwurf einer «Einschreiben Prepaid»-Sendung in Bezug 
auf die Fristwahrung anders zu behandeln als den Einwurf 
eines gewöhnlichen Schreibens. Es bleibt offen, weshalb 
der Anwalt die risikoreiche Variante des Einwurfs eines 

25	 Zitiert in Fn. 3 vorstehend.
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«Einschreiben Prepaid»-Briefs in einen Briefkasten wählte, 
wenn die Frist je erst um Mitternacht des Folgetags ablief. 
Wenn er dies tatsächlich getan hat, wie er behauptete, 
wäre er gut beraten gewesen, sich am Montag über die 
Sendungsverfolgung zu vergewissern, ob seine Eingabe 
im System der Post erfasst war oder nicht. Im zweiten Fall 
hätte er seine Berufung erneut aufgeben können.

3.	 Verspätetes Signieren einer elektronischen Eingabe
A)	 Grundlagen
Dort, wo die Prozessgesetze dies zulassen26, sind elektro-
nische Eingaben mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur gemäss ZertES27 zu versehen, wobei zum elekt-
ronischen Postulieren akkreditierte Zustellplattformen, 
derzeit IncaMail und PrivaSphere, vorgegeben sind28. 
Während es für Bürger nur diese beiden Zustellplattfor-
men gibt, werden die elektronischen Signaturen heute im 
Markt von zahlreichen Anbietern offeriert, wobei sehr 
viele Signierdienste (ausser u. a. SwissSign und QuoVa-
dis) auf Signaturzertifikate von Swisscom29 zurückgrei-
fen. Die Mehrheit der Signatur-Anbieter basiert auf 
Abo-Lösungen, und bei der Mehrzahl dieser Lösungen 
muss das zu signierende Dokument in eine Cloud hochge-
laden werden, während beispielsweise bei PrivaSphere 
und bei eSignR ein Dokument lokal auf dem eigenen 
Computer mit der elektronischen Signatur versehen wer-
den kann30. In jedem Fall braucht es für den erstmaligen 
Erwerb einer qualifizierten elektronischen Signatur einen 
Identifikationsprozess, der heute mit Videoanwendungen 
einfacher ist.

B)	 Signaturkonto aufgebraucht
Der Fall einer nicht angebrachten Signatur bzw. einer 
damit zusammenhängenden Verspätung lag einem ab-
lehnenden Entscheid mit Wegweisung in einem Asylver-
fahren zugrunde, in dem das Bundesverwaltungsgericht 
mit Urteil vom 21. 10. 2025 im Verfahren E-7881/2025 auf 
die elektronisch übermittelte Beschwerde nicht eintrat, 
da diese weder mit einer gültigen qualifizierten elektro-
nischen Signatur eines anerkannten Anbieters noch in-
nerhalb der Beschwerdefrist von sieben Tagen einge-
reicht worden war. Dieser Entscheid selbst ist im Internet 
nicht publiziert, aber jener über das dazu gestellte und 
abgelehnte Fristwiederherstellungsgesuch: Urteil vom 
28. 11. 2025, E-8202/2025.

Die 7-Tages-Frist lief hier am 14. 10. 2025 ab, während 
die – für die Fristeinhaltung massgebende – Abgabequit-

26	 Im nationalen Verfahrensrecht: Art. 21a Abs. 2 VwVG, Art. 42 
Abs. 4 BGG, Art. 130 Abs. 2 ZPO, Art. 33a Abs. 2 SchKG und Art. 110 
Abs. 2 StPO.

27	 Bundesgesetz über die elektronische Signatur, SR 943.03.
28	 Art. 4 VeÜ-ZSSV, Art. 3 VeÜ-VwV, Art. 3 Abs. 1 ReRBger.
29	 Swisscom bietet Signaturen auch direkt für Private an, u. a. auch 

mit einer Prepaid-Lösung, bei der pro Signatur abgerechnet wird.
30	 Was auch mit Blick auf das Anwaltsgeheimnis die bevorzugte 

Lösung des Autors ist.

tung der nicht qualifiziert elektronisch signierten Be-
schwerdeeingabe am 15. 10. 2025 um 00:01:03 MESZ, also 
gut eine Minute nach Fristablauf, ausgestellt worden ist. 
Der Gesuchsteller begründete die Verspätung mit einem 
unverschuldeten technischen Hindernis, da das (für die 
Leistung der Signatur bestimmte) SwissID-Konto seines 
Rechtsvertreters bei Einreichung der Beschwerde er-
schöpft gewesen sei und um Mitternacht auch keine Mög-
lichkeit bestanden habe, das Guthaben sofort aufzuladen, 
was die fristgerechte Einreichung verhindert habe. Dem 
hielt das Bundesverwaltungsgericht entgegen, dass sich 
die Partei eine durch ihre Vertretung verschuldete Verspä-
tung grundsätzlich anrechnen lassen muss. Das Gericht 
wies darauf hin, dass die SwissID an sich kostenlos ist, dass 
aber je nach Nutzung Kosten anfallen, wobei es auf einen 
Ende November  2025 abgerufenen, aber heute bereits 
toten Weblink verwies. Es gehöre zur unerlässlichen Sorg-
faltspflicht einer Rechtsvertretung, die technischen Vor-
aussetzungen bei elektronischer Beschwerdeführung si-
cherzustellen resp. diese vor Ablauf der Beschwerdefrist 
frühzeitig zu prüfen. Es liege deshalb kein unverschuldetes 
Versäumnis vor. Vielmehr müsse sich der Gesuchsteller 
resp. dessen Rechtsvertreter Nachlässigkeit infolge orga-
nisatorischer Unzulänglichkeiten vorwerfen lassen. Und 
schliesslich sei auch das geltend gemachte Informatikpro-
blem im Zusammenhang mit dem Aufladen des Guthabens 
auf seinem SwissID-Konto nicht belegt.

C)	 Würdigung des BVGer-Entscheids E-8202/2025
Die Umstände des aus Sicht des Autors richtig entschiede-
nen Falles lassen auf eine elektronische Last-Minute-Be-
schwerde-Einreichung schliessen, die mehrfache Tücken 
hat. Wenn der Absender wie im vorliegenden Fall erst beim 
Signieren realisiert hat, dass sein Signaturguthaben aufge-
braucht ist und er noch eine Vorauszahlung leisten muss, 
so dauert dies mit der Eingabe aller Daten einschliesslich 
Zahlung und anschliessenden Setzens der Signatur gut 
und gerne ein paar Minuten. Es kann aber auch sein, dass 
der Signaturanbieter oder die Zustellplattform momentan 
nicht erreichbar ist oder dass die Plattform eine Sendung 
zurückweist oder mindestens eine Warnung gibt, weil sie 
zu umfangreich ist und dann vor erneutem Versand aufge-
teilt werden muss.

II.	 Tipps zur Fristwahrung in letzter Minute

1.	 High Noon vermeiden
Es gibt  – entgegen gelegentlicher Übung in der Anwalt-
schaft – an sich keinen Grund, eine Eingabe erst am letzten 
Tag einzureichen, selbst wenn – wie beim Autor – die Krea-
tivität unter dem Druck des Fristenendes exponentiell zu-
nimmt. Hier kurz angesprochen seien die Fälle, in denen es 
tatsächlich nicht gereicht hat, am Tag (oder noch besser: 
mehrere Tage) vor Fristenende abzuschliessen.

2.	 Elektronische Eingabe
Der für den Autor beste Weg ist jener einer elektronischen 
Eingabe, sofern diese im betreffenden Verfahren möglich 
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ist und nicht übermässig umfangreich wird. Er postuliert, 
seit dies möglich ist, d. h. seit 2011, wenn immer nur mög-
lich, auf diesem Weg31.

Wie gezeigt32 ist diese Alternative aber nicht für Fünf-
vor-zwölf-Eingaben gedacht, sondern es ist stets eine ge-
nügende Reserve einzurechnen, um allenfalls die Eingabe 
ausdrucken zu können und noch zur Post zu bringen oder 
um mindestens unabhängige Zeugen zu finden und mit 
diesen an den nächsten Briefkasten zu gehen. Daneben 
lässt sich überlegen, wie der Autor auf beiden Zustellplatt-
formen33 abonniert zu sein, um gegebenenfalls auf die an-
dere Plattform auszuweichen. Überdies kann es sich loh-
nen, einen zweiten Signaturanbieter gewissermassen als 
Notnagel zu haben.

3.	 Geschlossener Postschalter
Steht man vor geschlossener Poststelle  – aber besser 
noch, bevor man sich auf den Weg dorthin macht –, stellt 
sich die Frage nach Alternativen. Sie lassen sich allenfalls 
über die Postwebsite www.post.ch (ganz oben) unter 
«Standorte» finden. Dort sieht man beispielsweise, dass 
die Zürcher Sihlpost an einem Sonntag nur bis 18 Uhr, 
aber jene im Flughafen bis 21 Uhr bedient ist. Wenn es für 
die Anfahrt reicht, wäre vielleicht eine schöne Alternative 
gleich mit Übernachtung auch das Hotel Kastanienbaum 
in Horw am Vierwaldstättersee (in der Standortsuche 
auffindbar über die PLZ  6047), wo die Rezeption auch 
eine Postfiliale ist, die früher während 24 Stunden offen 
war und heute  – mit Ausnahmen  – noch oft bis Mitter-
nacht bedient wird, wenn nicht gerade besondere Feier-
tage oder Betriebsferien sind. Als die Sihlpost am Mitt-
woch vor Auffahrt 2025 bereits ab 16 Uhr zugesperrt war, 
hatte sich die Postfiliale 8068 Zürich-West im SPAR ex-
press an der Hardturmstrasse 126 in 8005 Zürich für einen 
dem Autor bekannten Kollegen als willkommene Rettung 
erwiesen. Sie war damals bis 20  Uhr geöffnet. Also ist 
Kreativität gefragt.

4.	 My Post 24-Automat als gute Alternative
Es ist geklärt34, dass der Beweis der rechtzeitigen Aufgabe 
einer Sendung kurz vor Fristablauf und nach Schalter-

31	 In der Regel über PrivaSphere.
32	 Vorstehend im Teil I .3.C).
33	 D. h. auf IncaMail und PrivaSphere.
34	 Unter anderem mit BGer 5A_11/2024 vom 2. 7. 2024 (fr., E. 3 und 

4.2) und ebenso mit BGer 6B_1360/2023/6B_1361/2023, 
vorstehend im Teil I .1.E) gewürdigt (dort E. 3.2.2).

schluss nicht erbracht werden muss, wenn der Absender 
eine gültige Quittung des My Post 24-Automaten erhalten 
hat. Dies hat der Autor in seinem Beitrag in der Anwaltsre-
vue vom Dezember 202435 ausführlich beschrieben und 
mit Praxisempfehlungen ergänzt, wobei  – jedenfalls in 
zeitkritischen Konstellationen  – die «Einschreiben Pre-
paid»-Variante36 empfohlen wird.

Man findet die Standorte dieser My Post 24-Automa-
ten und deren Zugänglichkeit bei der Suche über die Post-
website37. Wer zum ersten Mal einen solchen Automaten 
benutzt, ist gut beraten, dies nicht erst 5 Minuten vor Fris-
tablauf um Mitternacht zu tun, sondern sich vorher selber 
einmal in Ruhe ein Probeeinschreiben zu senden.

5.	 Gang zum Briefkasten nur, wenn unvermeidlich
Als schlechteste Alternative erscheint der Einwurf in einen 
Briefkasten, wenn der Postschalter schon geschlossen ist. 
Wer dies tut, muss wie gezeigt38 mit bzw. vor der Deponie-
rung im Briefkasten den Beweis erbringen, sei es, indem er 
sich einen  – oder besser zwei  – verlässliche Zeugen sucht 
oder vielleicht das Couvert und dessen Einwerfen in den 
Briefkasten filmt. Dabei reicht es nicht, sich diese Beweise zu 
sichern, sondern sie müssen der Behörde, an welche die Ein-
gabe gerichtet ist, auch vor Fristablauf offeriert sein39, min-
destens mit entsprechenden Angaben auf dem Briefcou-
vert. Eine blosse Unterschrift von Zeugen reicht nicht. Sie 
müssen einerseits mit ihren Koordinaten bekannt sein und 
andererseits den rechtzeitigen Einwurf explizit bestätigen. 
Die Zeugen müssen überdies unabhängig und neutral sein40.

All dies und auch der im Teil I.2 behandelte Entscheid 
lassen den Briefkasteneinwurf als – nicht zu empfehlende – 
Ultima Ratio erscheinen, zumal dem Absender auch Kosten 
für das Beweisverfahren zur Rechtzeitigkeit auferlegt wer-
den können.

35	 Mögliche Fristenfallen bei A-Post Plus + My Post 24 in der 
Anwaltsrevue 2024, S. 467.

36	 Statt der Frankierung am Automaten (siehe bei Fn. 47 im Aufsatz).
37	 Wiederum ganz oben, unter «Standorte» mit den Suchfiltern 

«Briefe und Pakete empfangen», «My Post 24».
38	 Vorstehend im Teil I .1.C).
39	 Vgl. den sehr anschaulichen und detaillierten Fall eines sogar 

namentlich genannten Anwalts in BGer 7B_70/2023 vom 
13. 5. 2025, dem der Nachweis trotz Beizug von vier Zeugen nicht 
gelungen ist.

40	 Im gleich vorstehend zitierten Entscheid E. 1.4.3.2 und 1.4.3.3, je 
mit Verweisen.
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